
Bundesrat Drucksache 317/13 (Beschluss)

03.05.13

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0720-2946

Beschluss
des Bundesrates

Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts

Der Bundesrat hat in seiner 909. Sitzung am 3. Mai 2013 beschlossen, zu dem vom

Deutschen Bundestag am 25. April 2013 verabschiedeten Gesetz einen Antrag

gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschließung gefasst:

Zu Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe b (§ 35 Absatz 4 BauGB)

Der Bundesrat bedauert, dass das vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz

einen neuen Begünstigungstatbestand in § 35 Absatz 4 BauGB enthält. Wie der

Bundesrat bereits in seiner Stellungnahme vom 21. September 2012, vergleiche

BR-Drucksache 474/12 (Beschluss), zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

verdeutlicht hat, führt dieser neue Tatbestand zu einer Intensivierung und

Verfestigung der Nutzung des Außenbereichs und widerspricht damit dem erklärten

Ziel des Gesetzes, die Innenentwicklung zu stärken und die Neuinanspruchnahme

von Flächen zu vermeiden.
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Nach Auffassung des Bundesrates bietet die bereits derzeit gültige Fassung des § 35

Absatz 4 BauGB ausreichende Möglichkeiten, nicht mehr für die Landwirtschaft

genutzte Bestandsbauten einer anderen zweckmäßigen Nutzung zuzuführen.

Gegebenenfalls käme - sofern öffentliche Belange von einer Neuerrichtung nicht

beeinträchtigt werden - auch die Zulassung eines Vorhabens über § 35 Absatz 2

BauGB in Betracht.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher entsprechend seiner Stellung-

nahme zum Gesetzentwurf vom 21. September 2012 erneut auf, umgehend einen

Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die Erweiterung des § 35 Absatz 4 BauGB

wieder gestrichen wird.


